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A. Problemstellung 

Die Arbeit befaßt sich mit einem Thema, das als ,,Klassiker" im Schnittfeld 
von Verfassungs- und Gemeinschaftsrecht gelten kann: dem Verhältnis von 
EuGH und BVerfG bei ihrer Rechtsprechung über Grundrechte. Trotz des Um-
standes, daß das BVerfG in einer Vielzahl von Judikaten in der Vergangenheit 
versucht hat, sein Verhältnis zum EuGH auf dem Gebiet der Grundrechtsrecht-
sprechung zu klären und zu bestimmen, sperrt sich dieser Bereich gegen eine 
abschließende Fixierung. Er ist rechtlich weiterhin im Fluß, Ursache hierfiir ist 
die sich noch in Entwicklung befindliche europäische Integration. Verfassungs-
und gemeinschaftsrechtliche Diskurse haben sich in der Vergangenheit insbe-
sondere an der Rechtsprechung des BVe1.fG über europäische Sachverhalte 
entzündet, weil dieses mit wechselndem Behauptungswillen die fortbestehende 
eigene Rechtsprechungskompetenz hierzu verfocht. Eine Rückbesinnung auf die 
wesentlichen Anforderungen an einen effektiven Grundrechtsschutz tut Not. 

Im Mittelpunkt des Grundrechtsschutzes steht der Grundrechtsbetroffene. 
Oberster Grundsatz ist deswegen aus der Perspektive des Rechtsschutzsuchen-
den die Gewährleistung von Rechtssicherheit und Prozeßökonomie. Der Grund-
rechtsbetratrene darf nicht, um den Extremfall zu bezeichnen, zum Spielball 
ineffizienter und langwieriger Verfahren zweier Gerichte werden, deren Ent-
scheidungen und Urteile etwa auch noch dem Verdacht der Vorläufigkeit ausge-
setzt sind. Das Bundesverfassungsgericht hat nunmehr in seinem ,,Maastricht"-
Urteil vom 12.10.1993 1 mit der Formel ,,Kooperation" eine neuartige Organisa-
tions- und Kompetenzabgrenzungsform ins Spiel gebracht, die das künftige 
Verhältnis zum Europäischen Gerichtshof bestimmen soll. Nach seiner eigenen 
Interpretation der verfassungs- vlie gemeinschaftsrechtlichen Rechtslage möchte 
es seine Rechtsprechung über die Anwendbarkeit abgeleiteten Gemeinschafts-
rechts im Bereich des Grundrechtsschutzes in einem .,Kooperationsverhältnis" 
zum EuGH ausüben2• Diese vom BVerfG eingebrachte Maxime soll in der 
vorliegenden Arbeit nach einer kurzen Darstellung des bisherigen Rechtsstan-
des auf ihren eigenen Bedeutungsgehalt und auf bestehende Implikationen und 
Einflüsse aus dem Europa-, Völker- und deutschen Verfassungsrecht untersucht 
werden. 

1 BVerfGE 89, 155 ff. 
2 B VerfGE 89, 155, 175. 
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Es wird in dieser Arbeit der V ersuch unternommen, den Kooperationsgrund-
satz dabei umfassend auf das Verhältnis des EuGH und des BVelfG, also insbe-
sondere auch auf den Bereich der konfligierenden Rechtsprechung über nationa-
le Maßnahmen und Hoheitsakte auszudehnen, die Gemeinschaftsrecht lediglich 
umsetzen. Darüberhinaus soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit das 
BVerfG selbst bei Rechtsprechung über rein nationale Hoheitsakte ,,kooperativ" 
gebunden ist. Im Ausblick stellt sich die unter verfassungs- als auch europa-
rechtlichem Blickwinkel angesetzte rechtspolitische Frage, ob und welche 
denkbaren ,,Kooperationsmodelle" angemessen zwischen nationaler Verfas-
sungsgerichtsbarkeit und europäischer Gerichtsbarkeit vermitteln könnten, und 
wie solche Kooperationsformen institutionell verankert werden können. 

Die Brisanz der hier aufgeworfenen Fragestellungen ist bekannt und äußert 
sich etwa in einem Beschluß des BVer.fG neueren Datums' und dem hierzu 
divergierenden Urteil des EuGH in einem ähnlich gelagerten Fall, der Rechtsa-
che Atlanta 4, hinsichtlich der Voraussetzungen zur Gewährung einstweiligen 
Rechtsschutzes durch nationale Gerichte bei Zweifeln an der Rechtmäßigkeit 
von Gemeinschaftsrechtsakten : 

Das BVerjG hatte in dem Beschluß vom 25.01.1995 über die Verfassungsbeschwerde 
eines existenzgefährdeten Bananenimporteurs, T. Port, gegen eine zurückweisende 
Eilentscheidungdes VGH Kassel zu entscheiden. Der VGH Kassel hatte zuvor den Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung zum Zweck der Zuteilung von zusätzlichen Einfuhrli-
zenzen für Drittlandsbananen analog Art. 186 EGV versagt, da nach seiner Ansicht 
unmittelbar Gemeinschaftsrecht anzuwenden war und die vom EuGH entwickelten 
Voraussetzungen nicht vorlägen. Das BVerjG hat diesen Beschluß aufgehoben und eine 
Zu Iässigkeit von Härteregelungen nach der Bananenmarktordnung nicht ausgeschlossen. 
Zur Begründung hat es ausgeführt, es ziehe zur Beurteilung der Grundrcchtsgemäßheit 
einstweiligen Rechtsschutzes als tragende Säule das Verfahrensgrundrecht auf effekti-
ven Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG i. V. m. Art. 14 GG als Prüfungsmaßstab 
heran. Daraufuin hat der VGH Kassel zwar zusätzliche Importlizenzen im Wege einer 
einstweiligen Anordnung erteilt, gleichzeitig aber mit Beschluß vom 09.02.19955 dem 
EuGH die Frage zu den Voraussetzungen der Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 
durch nationale Gerichte zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

Der EuGH hat mit Urteil vom 26.11.19966 in o.g. Vorlagefall entschieden 
und zur Frage der Zuständigkeit der Kommission zum Erlaß von Härtefallrege-
lungen bei Übergangsschwierigkeiten, insbesondere bei Grundrechtsbeein-
trächtigungen Stellung genommen und die Befugnis zum Erlaß einstweiliger 
Maßnahmen nationaler Gerichte im Falle der Untätigkeit von Gemeinschaftsor-

3 Vom 25.01.1995- 2 BvR 2689/94 u. 2 BvR 52/95, in: JZ 1995, 352 ff. 
4 EuGH vom 09.11.1995, E 1995, 1-3761, 3790 ff. - RS C-465/93 .,Atlanta I" auf-

grundVorlagebeschluß des VG Frankfurt a.M. v. 01.12.1993, EuZW 1994, 157 u. 160. 
5 VGH Kassel, Beschluß v. 09.02.1995- 8 TG 292/95, EuZW 1995, 222, 3. Vorlage-

frage; s. EuGHE 1996,1-6039 ff.- RS C-68/95 .,T. Port". 
6 EuGHE 1996, 1-6039 ff. - RS C-68/95 .. T. Port". 
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ganen verneint7• Die Entscheidung ist somit eine Fortschreibung der konsequen-
ten Haltung des EuGH zur Frage der Zuständigkeit bei der Gewährung einst-
weiligen Rechtsschutzes8. Abzuwarten bleibt, wie der EuGH in einem anderen 
Vorlagefall des FG Hamburg9 hinsichtlich einer zweiten Erteilung zusätzlicher 
Einfuhrlizenzen durch einstweilige Anordnung entscheiden wird. Der EuGH 
hält weiter an den von ihm entwickelten Voraussetzungen zum einstweiligen 
Rechtsschutz fest, insbesondere der Berücksichtigungspflicht nationaler Gerich-
teaufgrund Art. 10 EGV n.F. (Art. 5 EGV a.F.) hinsichtlich des Gemeinschafts-
interesses. 

Schließlich birgt auch der Vorlagebeschluß des VG Frankfurt a.M. vom 
24.10.1996 10 vor das BVe1fG neues Konfliktpotential zur Frage der Gewährlei-
stung einstweiligen Rechtsschutzes im Bereich der Bananenmarktordnung. Das 
VG Frankfurt legt nämlich dem BVerfG die Frage vor, ob die Vorschriften der 
EG-Bananenmarktordnung wegen Verstoßes gegen deutsche Grundrechte in 
Deutschland nicht angewendet werden dürfen. Die Literatur hat diesen Vorla-
gebeschluß zu erneuten Diskussionen zum Anlaß genommed 1• 

Auch die ausstehende Entscheidung des BVe1fG zu der Verfassungsbe-
schwerde des Hamburger Fruchtimporteurs T. Port rührt an diesen Komplex 
und wird weitere Konturen des insgesamt noch unklaren Verhältnisses offenle-
gen. 

Der Beschwerdeführer T. Port hat sich an das 8 VerjG gewandt, nachdem der BFH 
durch Beschluß vom 22.08. 1995 - VII B 153/9512 den vorab erwähnten anders lauten-
den Beschluß des FG Harnburg (ausgenommen der Vorlagerragen an den EuGH) aufge-
hoben hat. Danach kann der Importeur vorläufig keine Bananen mehr zu einem wesent-
lich niedrigeren Zoll als in der umstrittenen EU-Bananenmarktordnung vorgesehen, in 
die Bundesrepublik importieren. Port fühlt sich durch die Entscheidung des BFH in 
seinem Grundrecht der freien Berufsausübung verletzt. 

Ermutigt zu einer solchen Beschwerde könnte T. Port deswegen gewesen 
sein, weil das BVerfG vorab durch Beschluß vom 26.04.1995 13 eine Verfas-
sungsbeschwerde des T. Port zwar nicht annahm, in den Gründen jedoch eine 
Rechtswidrigkeit der Bananenmarktordnung nicht ausschloß 14• Im Fall Bundes-

7 s. auch Weber, EuZW 1997, 165; Huber, EuZW 1997, 517,518. 
8 EuGHE 1995, I-376 I, 3790 ff. - RS C-465/93. 
9 Zweite Erteilung von zusätzlichen Einfuhrlizenzen durch einstweilige Anordnung 

FG Hamburg, Beschluß v. 19.05.1995 - IV 119/95, EuZW 1995, 413, 4. Vorlagerrage; 
s. EuGH- RS C-182/95 .,T. Port". 

10 I E 798/95 (V) und I E 2949/93 (V), EuZW 1997, 182 ff. 
11 Huber, EuZW 1997, 517 tf.; Weber, EuZW 1997, 165 tl; Classen, JZ 1997, 

454 tT.; Zuleeg, NJW 1997, 1201 tT. 
12 BFHE 178, 15 ff. 
13 BVerjG, EuZW 1995,412. 
14 So auch Rabe, NJW 1996, 1320, 1322 f. 
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